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Jahrgang 1953 Ausgegeben am 17. Oktober 1953 31. Stück

150 . Verordnung: Abänderung und Ergänzung der Dienstordnung für Hebammen.
1 5 1 . Verordnung: Änderung der Geschäftsgrundlagen in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung.
1 5 2 . Verordnung: Bezeichnung der örtlichen Herkunft von gebrannten geistigen Getränken.
153. Kundmachung: Abänderung der Kundmachung über die Normen und Grenzwerte für die Reinheit und

Keimfähigkeit von Sämereien.
1 5 4 . Kundmachung: Luftverkehrsabkommen zwischen Österreich und Luxemburg.

150. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 4. September
1953, womit die Dienstordnung für Heb-

ammen abgeändert und ergänzt wird.

Auf Grund des § 16 des Bundesgesetzes vom
2. Juli 1925, BGBl. Nr. 214, betreffend die Re-
gelung des Hebammenwesens, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 27. Dezember 1928,
BGBl. Nr. 21/1929, womit eine neue Dienst-
ordnung für Hebammen erlassen wurde, wird
abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. § 1 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Jede Änderung der Anschrift, des Fami-

liennamens oder des Personenstandes sowie jede
mehr als drei Tage dauernde Verhinderung (zum
Beispiel Krankheit, Abwesenheit) hat die Heb-
amme unter gleichzeitiger Angabe ihrer Ver-
treterin dem zuständigen Amtsarzte binnen
24 Stunden anzuzeigen."

2. Im § 1 Abs. 3 ist an Stelle des Ausdruckes
„den matrikenführenden Behörden (Pfarramte)"
der Ausdruck „dem Standesbeamten" zu setzen.

3. § 1 Abs. 5 hat zu lauten:
„(5) Schließlich hat sich jede Hebamme schrift-

lich beim zuständigen Hebammengremium zu
melden. In der Meldung sind auch die Anschrift,
das Geburtsdatum sowie die Daten des Diploms
und der Niederlassungsbewilligung anzugeben.
Spätere Änderungen der Anschrift oder des Per-
sonenstandes sind dem Hebammengremium un-
verzüglich bekanntzugeben."

4. Im § 2 Abs. 1 ist der Ausdruck „Sanitäts-
behörde (politischen Behörde I. Instanz)" durch
den Ausdruck „Bezirksverwaltungsbehörde" zu
ersetzen.

5. § 8 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die öffentlich bestellten und freiprakti-

zierenden Hebammen müssen folgende Gegen-
stände besitzen:

1. 200 Gramm eines von der Bundesanstalt
für chemisch-pharmazeutische Untersuchungen
für geeignet befundenen Desinfektionsmittels in
einem geeigneten Behälter mit der deutlichen und
haltbaren Aufschrift „Desinfektionsmittel".

2. Eine Flasche aus braunem Glas mit
300 Gramm 70prozentigem Weingeist (Alkohol).

3. Ein Meßglas, 30 Gramm fassend, mit Teil-
strichen von 5 zu 5 Gramm.

4. Ein Stück Kernseife in vernickelter oder
verchromter Metalldose.

5. Eine Nagelschere, vernickelt oder aus rost-
freiem Metall.

6. Ein Nagelreiniger, vernickelt oder aus rost-
freiem Metall, mit Feile.

7. Zwei etwa 10 Zentimeter lange, 4 Zenti-
meter breite Nagelbürsten, von denen die eine
die Aufschrift „Seife", die andere „Desinfektion"
trägt, jede in einer vernickelten oder verchrom-
ten Metallschachtel verwahrt.

8. Eine Taschenuhr mit Sekundenzeiger.

9. Zwei reine Handtücher.

10. Zwei weiße waschbare Ärmelschürzen, wel-
che das ganze Kleid bedecken und deren Ärmel
so eingerichtet sind, daß die Arme bis zur Mitte
des Oberarmes hinauf unbedeckt gehalten werden
können sowie eine weiße Operationsschürze aus
Gummi oder aus Kunststoff.

11. Zwei weiße waschbare Hauben, die das
Haar zur Gänze bedecken.

12. Ein Quadratmeter Unterlagsstoff aus
Gummi oder Kunststoff.

13. 200 Gramm keimfreie Watte, ungefähr
10 Zentimeter breit.

14. Drei Päckchen mit je 10 Stück keimfreien
Mulltupfern von mindestens 10 mal 10 Zenti-
meter Größe und eine Packung mit einem ste-
rilen Gazestreifen von mindestens 10 Meter
Länge.
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15. Eine zerlegbare Nabelschnurschere, ver-
nickelt oder aus rostfreiem Metall, mit abge-
rundeten Enden.

16. Einen Vorrat von weißen, einen halben
Zentimeter breiten, ungefähr 20 Zentimeter
langen Nabelschnurbändchen in einer vernickel-
ten oder verchromten Metallschachtel.

17. Eine mit einem Ring zum Aufhängen ver-
sehene Spülkanne aus Nickel, vernickeltem Mes-
sing oder Glas, 1 Liter fassend, mit zwei je
11/2 Meter langen, dauerhaften Gummischläuchen,
an deren Ende ein Quetschhahn angebracht ist;
der eine der beiden Schläuche muß aus rotem
Material sein und ist zum Abspülen der Ge-
schlechtsteile zu verwenden; der andere muß aus
schwarzem Material sein und ist zur Ausführung
von Einläufen in den Mastdarm zu verwenden.

18. Ein Spülkännchen aus Nickel, vernickeltem
Messing oder Glas, 100 Gramm (V10 Liter) fas-
send, mit einem seitlichen Abflußrohr und einem
1 Meter langen, entsprechend dünnen Schlauch
zum Verabreichen von Einläufen bei Säuglingen.

19. Zwei weiche Darmrohre aus Gummi, ein
größeres für Erwachsene, ein kleineres für
Kinder.

20. Zwei Katheter aus weichem Gummi; diese
sind vor jedem Gebrauch auf ihre Elastizität
durch Ausziehen zu prüfen.

21. Ein dunkelfarbiges Tropffläschchen,
10 Gramm fassend, mit einprozentiger Lösung
von essigsaurem Silber. Das Fläschchen muß so
eingerichtet sein, daß die einzelnen Tropfen nur
ganz langsam fallen.

22. Ein Glasfläschchen mit 25 Gramm Äther-
Weingeist (Hoffmannstropfen).

23. Ein desinfizierbares Badethermometer und
ein desinfizierbares Körperthermometer, beide
nach Celsius geeicht.

24. Ein desinfizierbares Meßband mit Zenti-
metereinteilung in weißem Leinensäckchen.

25. Ein Hörrohr zum Abhorchen der Herz-
töne der Frucht.

26. Eine 20 bis 21 Zentimeter lange, am un-
teren Ende breite, innen und außen glatte
Wochenbettpinzette, vernickelt oder aus rost-
freiem Metall, zum Entfernen der Vorlagen und
Unterlagen im Wochenbett.

27. Ein Rosthorn'scher Schleimsauger.

28. 50 Gramm reinstes Vasilin in breithalsigem
Glasfläschchen mit eingeriebenem Glasstöpsel.

29. Eine Rekordspritze mit 1 bis 2 Kubik-
zentimeter Fassungsvermögen, welche in einem
sterilisierten Behälter sterilisiert aufzubewahren
ist.

30. Eine 141/2 Zentimeter lange, anatomische
Pinzette, vernickelt oder aus rostfreiem Metall,
die im sterilen Zustand mit der ebenfalls sterilen

Wochenbettpinzette zum Zusammensetzen der
Rekordspritze und zum Anfassen der Nadel nach
der im kochenden Wasser erfolgten Sterilisation
zu verwenden ist.

31. Zwei Ampullen eines injizierbaren Hypo-
physenpräparates ohne pressorischen Anteil (pro
Kubikzentimeter 3 bis 5 V. E. enthaltend) und
zwei Ampullen eines injizierbaren Mutterkorn-
präparates.

32. Zäpfchen (nicht über fünf) mit je 0'01 Ex-
tractum Belladonnae und Tabletten (nicht über
zehn) mit je 0'05 Chininum sulfuricum oder
hydrochloricum.

33. Mindestens zwei Paar nahtlose Gummi-
handschuhe (jeder Handschuh ist in einem klei-
nen Leinwandbeutel mitzuführen); die Hand-
schuhe sind zu ihrer Erhaltung innen und außen
ausgiebig mit Talkum einzupudern und unmittel-
bar vor dem Gebrauch durch drei Minuten langes
Auskochen im klaren Wasser, ohne Sodazusatz,
keimfrei zu machen.

34. Zwei Gummifingerlinge mit Handschutz
für rektale Untersuchungen, im weißen Leinen-
beutel.

35. Zwei Klemmen, vernickelt oder aus rost-
freiem Metall, 14 bis 16 Zentimeter lang, zum
Abklemmen der Nabelschnur bei dringender Ab-
nabelung.

36. Eine zerlegbare, an beiden Enden abge-
rundete Dammschnittschere, vernickelt oder aus
rostfreiem Metall.

37. Ein Mundkeil aus Gummi oder zwei um-
wickelte Holzspateln.

38. Eine große nierenförmige Schale aus
emailliertem Metall zur Säuberung der Geräte.

39. Zwei Reagenzgläser mit Zubehör.

40. Ein kleiner Glastrichter und Filtrierpapier.

41. Ein Tropffläschchen, enthaltend 10 Kubik-
zentimeter 20prozentige Sulfosalicylsäurelösung
zur Harnuntersuchung.

42. Eine Schere mit aufgebogenen und abge-
rundeten Spitzen, zerlegbar, vernickelt oder aus
rostfreiem Metall, zum Kürzen der Schamhaare
oder ein auskochbarer Rasierapparat aus Metall
mit Klingen.

43. Zwei Mund und Nase deckende Gesichts-
masken.

44. Ein vernickelter oder verchromter Becken-
zirkel.

45. Eine Milchpumpe mit Ersatzglasteil.
46. eine Säuglingswaage."

6. Der erste Satz des Abs. 3 des § 8 hat zu
lauten:

„(3) Die im Abs. 1 angeführten Instrumente
müssen in einem metallenen Behältnis (Kassette)
verwahrt sein."
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7. Der Abs. 4 des § 8 hat zu lauten:
„(4) Das Behältnis mit den Instrumenten, ein

Handtuch, eine Ärmelschürze, eine Haube sowie
die übrigen im Abs. 1 angeführten Gegenstände
(mit Ausnahme der Säuglingswaage), ferner das
Lehrbuch und das Tagebuch sind in einer Tasche
mit allenfalls auswechselbarem Futter unterzu-
bringen."

8. Dem § 8 sind die Abs. 5 und 6 anzufügen:
„(5) Handtücher, Ärmelschürze, Operations-

schürze, Haube, Unterlagsstoff und Gesichtsmaske
dürfen nach Gebrauch nicht in die Gerätschafts-
tasche gelegt werden; sie sind gesondert unterzu-
bringen.

(G) Die Mitnahme der Milchpumpe und der
Säuglingswaage kann, außer im Falle dringenden
Bedarfes, unterbleiben."

9. Im § 9 ist an Stelle des Ausdruckes „das an
der Schule benützte" der Ausdruck „ein vom
Bundesministerium für Unterricht und vom
Bundesministerium für soziale Verwaltung ap-
probiertes" zu setzen.

10. § 11 hat zu lauten:
„§ 11. B e z u g d e r A r z n e i - , V e r b a n d -

u n d D e s i n f e k t i o n s m i t t e l .
Die Hebamme hat alle Arznei-, Verband- und

Desinfektionsmittel aus einer öffentlichen Apo-
theke zu beziehen und die Gebarung mit den be-
zogenen Materialien im Bezugsbuch festzuhalten.
Wegen der Verschreibung der Injektionsprä-
parate, der Belladonnazäpfchen und der Chinin-
tabletten hat sich die Hebamme an den zuständi-
gen Amtsarzt oder Gemeindearzt zu wenden."

11. Im § 12 Abs. 1 ist an Stelle von „Epidemie-
gesetze vom 14. April 1913, RGBl. Nr. 67" und
im § 20 Abs. 1 an Stelle von „Gesetze vom
14. April 1913, RGBl. Nr. 67", zu setzen
„Epidemiegesetze 1950, BGBl. Nr. 186/1950."

12. Am Ende des Abs. 3 des § 13 ist an Stelle
des Punktes ein Beistrich zu setzen und anzu-
fügen: „und Gummihandschuhe anzulegen".

13. Der Abs. 1 des § 14 hat zu lauten:
„(1) Als Desinfektionsflüssigkeit dient ein dem

§ 8 Abs. 1 P. 1 entsprechendes Desinfektions-
mittel. Die Herstellung der Desinfektionsflüssig-
keit hat in der auf der Originalflasche oder dem
Beipacktext angegebenen Konzentration zu er-
folgen, wobei für je ein Prozent der angegebenen
Konzentration 10 Gramm Desinfektionsmittel
mit Hilfe des Meßgläschens einem Liter reinem
gekochtem Wasser zuzusetzen sind."

14. Im Abs. 2 des § 14 ist statt des Ausdruckes
„Lysols (Seifenkresols)" das Wort „Desinfektions-
mittels" zu setzen.

15. Der Abs. 2 des § 15 hat zu lauten:
„(2) Bei inneren (vaginalen) Untersuchungen

während der Geburt, ferner in allen Notfällen,

in denen die Hebammen selbst einen der im § 44
Abs. 4 P. 1 bis 5 angeführten Eingriffe an der
Kreißenden vornehmen muß, bei der Katheteri-
sierung im Wochenbett sowie in den in den
Abs. 1, 3 und 4 des § 46 angeführten Fällen hat
die Hebamme unbeschadet der Bestimmung des
Abs. 1 die durch Auskochen steril gemachten
Handschuhe (§ 8 Abs. 1 P. 33) zu verwenden.
Die Handschuhe sind nach Gebrauch sofort zu
reinigen, auszukochen und sachgemäß zu ver-
sorgen."

16. Dem Abs. 1 des § 18 ist anzufügen:
„Die Hebamme hat ferner auf allfällige Tuber-

kuloseerkrankungen im Haushalt der Schwan-
geren zu achten sowie auf die Notwendigkeit der
Vornahme einer serologischen Untersuchung auf
Lues (Wassermann'sche Reaktion) bei jeder
schwangeren Frau hinzuweisen und deren Durch-
führung zu empfehlen. Wenn in der Anamnese
Anhaltspunkte für eine behandelte oder unbe-
handelte luetische Infektion zu finden sind, so ist
auf eine sofortige ärztliche Untersuchung zu
drängen."

17. Im Abs. 3 des § 20 ist der Ausdruck „Arzt
(Gemeinde-, Distrikts-, Bezirksarzt)" durch den
Ausdruck „Gemeindearzt (Sprengel-, Distrikts-
oder Kreisarzt)" zu ersetzen.

18. Dem Abs. 3 des § 20 ist folgender Satz
anzufügen:

„Falls die von ihm außer Dienst gestellte
Hebamme ihrer Verpflichtung zur Namhaft-
machung einer Vertretung (§ 1 Abs. 2) nicht
nachkommt, hat der Gemeindearzt (Distrikts-
arzt, Bezirksarzt) auch die Bereitstellung einer
Vertretung zu veranlassen."

19. Dem Abs. 6 des § 20 ist folgender Satz an-
zufügen:

„Schon bei Betreten des Kreißzimmers und
während ihres Aufenthaltes in diesem hat die
Hebamme ständig eine Gesichtsmaske und ein
Paar sterile Gummihandschuhe zu tragen; für die
unmittelbare Beistandsleistung (Dammschutz)
sind Hände und Arme vorschriftsmäßig zu des-
infizieren und ein neues Paar steriler Handschuhe
anzulegen."

20. Abs. 7 des § 20 hat zu lauten:
„(7) Leidet die Hebamme nicht an einer an-

zeigepflichtigen übertragbaren Krankheit, wohl
aber an einer sogenannten Erkältungskrankheit,
so hat sie bei der Entbindung und bei der
weiteren Betreuung von Mutter und Kind eine
Gesichtsmaske zu tragen."

21. Der Abs. 1 des § 22 hat zu lauten:
„(1) Der Hebamme ist es außer im Falle zwin-

gender Not ohne besondere Bewilligung der
Bezirksverwaltungsbehörde nicht gestattet, ihre
Wohnung für Zwecke der Entbindung fremder
Frauenspersonen zu verwenden."
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22. Nach Abs. 1 des § 22 ist ein neuer Abs. 2
mit folgendem Wor t l au t einzufügen:

„(2) Eine Bewilligung gemäß Abs. 1 kann nur
in Gegenden, wo besonders ungünstige Wegver-
hältnisse oder andere besonders berücksichti-
gungswürdige Umstände vorliegen, erteilt
werden, sofern die erforderlichen Voraussetzun-
gen auf dem Gebiet der Hygiene gewährleistet
sind."

Die bisherigen Abs. 2 und 3 erhalten die Be-
zeichnung (3) und (4). Dem neuen Abs. 4 ist fol-
gender Satz anzufügen:

„Die Schwangere ist in der Regel erst kurz vor
der voraussichtlichen Entbindung in die W o h -
nung der Hebamme aufzunehmen."

23. Im bisherigen Abs. 3 des § 22 ist der Aus-
druck „gewerbsmäßig" zu streichen.

24. Die Abs. 2 bis 4 des § 23 haben zu lauten:
„(2) Die innerliche Untersuchung einer Schwan-

geren ist der Hebamme während der ersten
Hälfte der Schwangerschaft verboten. In der
zweiten Hälfte der Schwangerschaft, insbesondere
aber gegen Ende derselben, ist der Hebamme die
innerliche Untersuchung bei unbedingter N o t -
wendigkeit unter der Voraussetzung gestattet,
daß weder durch die äußere noch durch die rek-
tale Untersuchung ein klarer Befund erhoben
werden kann.

(3) Die Gebärende ist unter den Voraussetzun-
gen des Abs. 2 höchstens einmal innerlich zu
untersuchen. Später ist, wenn nötig, nu r die rek-
tale Untersuchung anzuwenden.

(4) Jede innerliche Untersuchung Schwangerer
oder Gebärender ist unter Angabe der Gründe,
weshalb sie vorgenommen wurde, mi t der ge-
nauen Zeitangabe in das Tagebuch einzutragen
und bei einer Überführung in eine Anstalt dieser
schriftlich bekanntzugeben."

25. Der bisherige Abs. 4 des § 23 erhält die Be-
zeichnung Abs. 5. Im nunmehrigen Abs. 5 ist nach
dem W o r t „Regeln" ein Strichpunkt zu setzen
und folgender Zusatz anzuschließen: „bei jeder
Untersuchung hat die Hebamme filtrierten H a r n
mittels der Sulfosalicylsäureprobe auf Eiweiß zu
untersuchen. Bei positiver Probe ha t sie auf die
Beiziehung eines Arztes zu dringen."

26. Im Abs. 4 des § 24. ist nach dem W o r t „ab-
gerieben;" folgender Ausdruck einzuschalten:
„und die Schamhaare mi t der Schere gekürzt
oder rasiert". De r Satz „Wenn die Schamhaare
zu lang sind, werden sie vorher mi t der Schere
gekürzt ." ist zu streichen.

27. Im Abs. 4 des § 25 hat es an Stelle des
Wortes „Abspülungen" richtig zu lauten: „Ab-
spülen".

28. Im Abs. 1 des § 28 sind an Stelle der
Wor te „des im § 8 P. 18 vorgeschriebenen Spül-
kännchens" die Wor te „der im § 8 P. 17 vorge-
schriebenen Spülkanne" zu setzen.

29. Der Abs. 3 des § 28 ha t zu lauten:
„(3) Die Hebamme ha t in den ersten sieben

Tagen nach der Entb indung die Wöchnerin min-
destens einmal täglich, sofern es aber die örtlichen
Verhältnisse zulassen, in den ersten drei Tagen
nach der Entb indung zweimal täglich zu be-
suchen. Sie hat bei ihrem Besuch die Körper-
wärme zu messen sowie den Puls zu zählen, das
Ergebnis dieser Feststellungen aufzuschreiben und
die Aufzeichnung aufzubewahren."

30. Dem § 28 ist folgender Abs. 7 anzufügen:
„(7) Es ist der Hebamme untersagt, die U n t e r -

lagen oder die sonstige Wäsche der Wöchnerin
oder des Kindes selbst zu waschen."

31. Im Abs. 4 des § 29 ist an Stelle der W o r t e
„politischen Behörde" das W o r t „Bezirksverwal-
tungsbehörde" zu setzen.

32. Der erste Satz des Abs. 2 des § 30 hat zu
lauten:

„(2) Hiezu dürfen nur ausgekochte Nabel-
schnurklemmen und Nabelschnurbändchen sowie
die ebenfalls ausgekochte Nabelschnurschere ver-
wendet werden."

33. Der Abs. 1 des § 32 hat zu lauten:
„(1) Das Neugeborene ist sofort in vorge-

wärmte Tücher zu wickeln und womöglich
zwischen Wärmeflaschen zu lagern, u m insbe-
sondere bei Frühgeborenen eine Auskühlung zu
vermeiden. Nach Versorgung der Entbundenen
ist das Neugeborene auf seinen Reifezustand zu
prüfen und genau zu besichtigen, besonders der
After u n d die Geschlechtsteile. Die Feststellungen
sind im Tagebuch zu vermerken. Hierauf ist der
Körper des Kindes, nachdem alle Vorkehrungen
zum Schutze vor Abkühlung getroffen wurden,
unter Verwendung des Vaselins von der Frucht-
schmiere zu befreien. Das Gesicht des Kindes ist
mi t lauem reinem Wasser und Wat te zu reinigen,
die Länge des Kindes u n d dessen Kopfumfang
entsprechend dem geraden Kopfdurchmesser mi t
dem Bandmaß zu messen und nach Tunlichkeit
das Körpergewicht auf einer geeichten Waage zu
bestimmen; hierauf ist das Kind zu baden, wobei
die Tempera tu r des Wassers 35 Grad Celsius zu
betragen hat . Nach dem Bad ist der Körper des
Neugeborenen mi t einem trockenen Tuch abzu-
trocknen, der Nabelschnurrest in der im Lehr-
buch beschriebenen Weise zu versorgen und mit
einer Nabelbinde (Fatsche) oder einem Nabel-
schürzchen zu befestigen. Der Nabelverband m u ß
gut sitzen und ist nach jeder Verunreinigung zu
erneuern."
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34. Dem Abs. 2 des § 33 ist folgender Satz an-
zufügen:

„Insbesondere hat sie die Mutter darauf hin-
zuweisen, daß bei Saugschwäche oder Saugunver-
mögen des Kindes dieses mit der abgepumpten
oder abgespritzten Muttermilch zu ernähren ist."

35. Im Abs. 3 des § 33 ist nach dem Wort
„oder" ein Beistrich zu setzen und der Ausdruck
„sobald es der Zustand der Wöchnerin ge-
stattet," einzufügen.

36. Abs. 4 des § 33 hat zu lauten:
„(4) Im Falle einer Erkrankung der Wöchnerin

hat die Hebamme die Entscheidung der Frage, ob
das Kind gestillt werden darf, dem Arzt zu über-
lassen. Sie hat auf die Einholung einer ärztlichen
Entscheidung zu dringen."

37. Der bisherige Abs. 4 erhält die Bezeichnung
Abs. 5.

Dem § 33 ist der nachfolgende Abs. 6 anzu-
fügen:

„(6) Die Hebamme hat darauf zu achten, daß
überschüssige Muttermilch nicht weggeschüttet,
sondern nach Möglichkeit einer Frauenmilch-
sammelstelle oder Mutterberatungsstelle zur Ver-
fügung gestellt wird."

38. § 34 hat zu lauten:
„§ 34. D i e k ü n s t l i c h e E r n ä h r u n g des

K i n d e s .

Die Hebamme hat die Mutter darüber aufzu-
klären, daß die Überwindung auftretender Still-
schwierigkeiten im Interesse ihres Kindes drin-
gend geboten ist. Ist die Mutter zur künstlichen
Ernährung des Kindes gezwungen, so hat diese
ausschließlich nach den Anordnungen und Wei-
sungen des zugezogenen Arztes, deren Einhaltung
die Hebamme überwachen soll, zu erfolgen. Die
Hebamme hat darauf zu dringen, daß die künst-
liche Ernährung so lange als möglich nicht aus-
schließlich, sondern neben der natürlichen gege-
ben wird."

39. Im § 37 Abs. 1 lit. b P. 9 ist nach dem
Wort „Entstehung" ein Beistrich zu setzen und
der folgende Ausdruck anzufügen: „ebenso bei
einer etwa von der Hebamme gesetzten Episio-
tomie".

40. Dem § 37 Abs. 1 lit. c sind die nachfolgen-
den Ziffern 7 bis 9 anzufügen:

„7. bei Ernährungsschwierigkeiten, besonders
wenn eine Zufütterung künstlicher Nahrung in
Frage kommt;

8. bei Frühgeburten;
9. beim Tode der Wöchnerin oder des Säug-

lings."

41. Dem § 37 ist als Abs. 3 anzufügen:
„(3) Außerdem ist in dem in den §§ 45 und 46

beschriebenen Fällen auf die rascheste Befragung
eines Arztes zu dringen."

42. Im Abs. 1 des § 38 ist der Ausdruck „die
mit der Führung der Matriken betrauten Or-
gane" durch den Ausdruck „den Standesbeamten"
sowie im Abs. 5 der Ausdruck „politischen Be-
zirksbehörde" durch den Ausdruck „Bezirksver-
waltungsbehörde" zu ersetzen.

43. § 38 Abs. 6 erhält folgenden Wortlaut:
„(6) Von der nach Abs. 1 vorgeschriebenen An-

zeige ist eine Durchschrift herzustellen, die von
der Hebamme, in jenen Fällen, in denen sie auf
Grund der Bestimmungen des Personenstandsge-
setzes zur Anzeige an den Standesbeamten ver-
pflichtet ist, diesem vorzulegen, sonst dem An-
zeiger zwecks Vorlage an den Standesbeamten zu
übergeben ist."

44. Dem § 38 ist ein neuer Abs. 7 mit folgen-
dem Wortlaut anzufügen:.

„(7) Die nach Abs. 1 vorgeschriebenen Anzeigen
sind mittels der dafür amtlich aufgelegten Druck-
sorten vorzunehmen."

45. Im Abs. 2 des § 40 hat es an Stelle von
„der politischen" zu heißen „einer Verwaltungs-".

46. Der zweite Satz im § 42 Abs. 2 hat zu
lauten:

„Sind Berichtigungen nötig, so sind die Strei-
chungen so durchzuführen, daß der urspüngliche
Text leserlich bleibt. Jede Änderung ist mit
Datumangabe zu versehen und zu unter-
schreiben."

47. Dem § 42 ist der folgende Abs. 3 anzu-
fügen:

„(3) Stellt eine Hebamme ihre Berufstätigkeit
ein oder stirbt sie, so sind die Tagebücher an den
Amtsarzt der örtlich zuständigen Bezirksverwal-
tungsbehörde abzuliefern."

48. § 44 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Ausgenommen hievon sind bei Krampf-

wehen die Verabfolgung von warmem Kamillen-
tee und erforderlichenfalls die Einführung eines
Zäpfchens mit 0'01 Gramm Extractum Bella-
donnae in den Mastdarm, wobei sich die Heb-
amme eines Gummifingerlings mit Handschutz
zu bedienen hat, ferner bei Verstopfung im
Wochenbett die Verabreichung von zusammenge-
setztem Süßholzpulver oder Rizinusöl, sowie die
Anwendung von Streupulver bei Neugeborenen
und Säuglingen zur Hintanhaltung des Wund-
werdens."

49. Dem Abs. 3 des § 44 ist folgender Satz
anzufügen:

„Die Verabreichung von Injektionen in der
Eröffnungs- und Austreibungsperiode ist der
Hebamme grundsätzlich verboten."

50. In Punkt 4 des Abs. 4 des § 44 ist an Stelle
der Worte „der im § 8 vorgeschriebenen Jodo-
formgazewattekugeln oder des Jodoformgaze-
streifens" der Ausdruck „des im § 8 Abs. 1 P. 14
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vorgeschriebenen sterilen Gazestreifens" zu
setzen.

Dem Abs. 4 des § \A sind die folgenden Punkte
5, 6 und 7 anzufügen:

„5. die seitliche Dammspaltung (Episiotomie)
bei bereits starker Dehnung der äußeren Ge-
schlechtsteile durch den Kopf; im Anschluß daran
hat die Hebamme durch verstärktes Pressen-
lassen der Gebärenden und Unterstützung des
Pressens durch Druck auf die Gebärmutter
(Druck nach Cristeller) für möglichst schnelle
Geburt zu sorgen;

6. Vornahme von Einspritzungen in den Mus-
kel an der Außenseite der Oberschenkel bei
Blutungen nach der Geburt des Kindes, und zwar

a) vor Ausstoßung des Mutterkuchens eine
Einspritzung eines injizierbaren Hypo-
physenpräparates ohne pressorischen Anteil
(§ 8 Abs. 1 P. 31);

b) nach Ausstoßung des Mutterkuchens eine
Einspritzung eines injizierbaren Mutter-
kornpräparates (§ 8 Abs. 1 P. 31);

7. Verabreichung von sechsmal 0'05 Gramm
Chininum sulfuricum oder hydrochloricum in
viertelstündigen Intervallen, wenn 12 Stunden
nach vorzeitigem Blasensprung noch keine Wehen
vorhanden sind."

51. Der Abs. 6 des § 44 hat zu lauten:
„(6) Jede ausnahmsweise Hilfeleistung gemäß

Abs. 4 P. 1 bis 5 sowie die ausnahmsweise Ver-
abreichung von Injektionen oder Chinin gemäß
Abs. 4 P. 6 und 7 hat die Hebamme dem zu-
ständigen Amtsarzt anzuzeigen und in das Tage-
buch einzutragen, wobei die Notwendigkeit des
vorgenommenen Eingriffes zu begründen ist."

52. Im Abs. 1 des § 46 sind die drei letzten
Sätze zu streichen.

Maisel

1 5 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 17. September 1953, be-
treffend Änderung der Geschäftsgrundlagen
in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung.

Auf Grund des § 81 a, erster Satz, des Ge-
setzes über die Beaufsichtigung der privaten Ver-
sicherungsunternehmungen und Bausparkassen
in der Fassung des Bundesgesetzes vom 18. Mai
1949, BGBl. Nr. 124, und des Bundesgesetzes
vom 8. Juli 1953, BGBl. Nr. 134, wird verordnet:

Der Tarif für die Kraftfahrzeug-Haftpflicht-
versicherung in der Fassung der Verordnungen des
Bundesministeriums für Finanzen vom 20. No-
vember 1951, BGBl. Nr,. 258, und vom 29. Au-
gust 1952, BGBl. Nr. 189, betreffend Änderung
der Geschäftsgrundlagen in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung wird mit Wirkung für

künftige Versicherungsverträge geändert wie
folgt:

Der Anhang II wird durch nachstehenden Ab-
satz ergänzt: „Diese Prämiensenkung ist auch
auf die Prämien und Prämienteile, die auf das
Kalenderjahr 1953 entfallen, mit der Maßgabe
anzuwenden, daß bei lit. a an Stelle des Satzes
von 20 v. H. ein Satz von 121/2 v. H. tritt."

Raab

152 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 21. Sep-
tember 1953 über die Bezeichnung der ört-
lichen Herkunft von gebrannten geistigen

Getränken.

Auf Grund des § 32 des Bundesgesetzes vom
26. September 1923, BGBl. N r . 531, gegen den
unlauteren Wet tbewerb wird verordnet :

§ 1. (1) Gebrannte geistige Getränke, versüßt
oder unversüßt , dürfen in geschlossenen Gefäßen
nur un te r Ersichtlichmachung der örtlichen H e r -
kunft (Abs. 2) gewerbsmäßig verkauft, feilgehal-
ten oder sonst in Verkehr gesetzt werden.

(2) Die örtliche Herkunf t (Abs. 1) ist in der
Weise ersichtlich zu machen, daß das Getränk,
je nachdem es im Inland oder im Ausland fertig-
gestellt worden ist, als

„Österreichisches Erzeugnis"
oder als

„Ausländisches Erzeugnis"
bezeichnet wird (§ 2).

(3) Un te r Fertigstellung ist die letzte, die Zu-
sammensetzung des Getränkes beeinflussende
Hand lung zu verstehen.

(4) Im Ausland erzeugte Getränke, die im In-
land einen Zusatz von Wasser nu r zu dem Zweck
erhalten haben, um den Alkoholgehalt auf die
übliche Tr inks tärke herabzusetzen, sind als

„Ausländisches Erzeugnis, in Österreich fertig-
gestellt"

zu bezeichnen (§ 2).
(5) Im Ausland fertiggestellte Getränke, die im

Inland ohne eine die Zusammensetzung beein-
flussende Handlung nur in andere Gefäße u m -
gefüllt worden sind, sind als

„Ausländisches Erzeugnis, in Österreich abgefüllt"
zu bezeichnen (§ 2).

§ 2. (1) Die Bezeichnung (§ 1 Abs. 2, 4 u n d 5)
m u ß in deutscher Sprache abgefaßt, deutlich,
nicht verwischbar und dauerhaft an der Seite des
Gefäßes, welche das Gefäßschild trägt, angebracht
sein. Wird die Bezeichnung im Zusammenhang
mi t dem Gefäßschild oder einer anderen Inschrift
hergestellt, so darf sie nicht in deren Tex t ent-
halten sein.
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(2) Die Schriftzeichen müssen bei Gefäßen, die
einen Raumgehal t v o n 35 Zentil i ter bis 1 Liter
einschließlich haben, mindestens 2 Millimeter, und
bei Gefäßen, die einen Raumgehal t von mehr als
1 Liter haben, mindestens 5 Millimeter hoch sein.

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten
bis zum 31. Dezember 1953 auch als erfüllt, wenn
die Bezeichnung der örtlichen Herkunf t dem § 2
der Verordnung vom 25. Juli 1951, BGBl.
N r . 206, entspricht.

§ 3 . Mit dem Inkraf t t re ten dieser Verordnung
verliert die Verordnung vom 25. Juli 1951, BGBl.
N r . 206, über die Bezeichnung der örtlichen
Herkunf t von gebrannten geistigen Getränken
ihre Wirksamkeit .

Illig

1 5 3 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 9. Sep-
tember 1953, womit die Kundmachung vom
24. Feber 1949, BGBl. Nr. 77, über die
Normen und Grenzwerte für die Reinheit
und Keimfähigkeit von Sämereien, abge-

ändert wird.

Auf Grund des § 9 Abs. 1 des Saatgutgesetzes
1937, BGBl. Nr. 236, in der Fassung der Saat-
gutgesetznovelle 1953, BGBl. Nr. 114, wird die
Kundmachung vom 24. Feber 1949, BGBl.
Nr. 77, über die Normen und Grenzwerte, ab-
geändert und ergänzt wie folgt:

1. Im Abschnitt I werden die Normen und
Grenzwerte für nachstehende Samenarten wie
folgt abgeändert:
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2. Im Abschnitt II wird folgender neuer
Punkt 7 eingefügt:

„7. Reinheitsuntersuchungen können sowohl
nach der Stronger-Methode als auch nach der
Quick-Methode durchgeführt werden. Für die
Beurteilung der Beschaffenheit einer Ware, die
nach der Quick-Methode untersucht wurde,
kann der Gebrauchswert herangezogen werden.
Der Gebrauchswert wird nach der Formel

berechnet. Für die

Anwendung des Gebrauchswertes und der zu-
lässigen Latituden sind die methodischen Richt-
linien der Bundesanstalt für Pflanzenbau und
Samenprüfung in Wien maßgebend."

Thoma

154.

Luftverkehrsabkommen
zwischen Österreich und Luxemburg.

Die österreichische Bundesregierung und die
Regierung des Großherzogtums Luxemburg
haben in der Erwägung,

daß sich die durch die erwerbsmäßige Luftfahrt
gebotenen Verkehrsmöglichkeiten erheblich er-
weitert haben,

daß es ratsam ist, die regelmäßigen Flugverbin-
dungen sicher und planmäßig einzurichten sowie
die Entwicklung der internationalen Zusammen-
arbeit auf diesem Gebiete weitgehendst vorwärts-
zutragen, und

daß sich der Abschluß eines Abkommens recht-
fertigt, welches regelmäßige, das österreichische
und das luxemburgische Gebiet verbindende und
über diese Gebiete hinausführende Flugverbin-
dungen regelt,

zu letzterem Zwecke ordnungsgemäß bevoll-
mächtigte Vertreter ernannt, welche Folgendes
vereinbart haben.

Artikel I.

a) Die vertragschließenden Teile räumen ein-
ander die im nachstehenden Anhange umschrie-
benen Redite zur Errichtung der dort festgeleg-
ten internationalen Luftverkehrslinien ein.

b) Jeder der vertragschließenden Teile macht
für den Betrieb dieser Luftverkehrslinien dem
anderen Teile eine oder mehrere Luftverkehrs-
unternehmungen namhaft und bestimmt, vor-
behaltlich der Erteilung der in Artikel II vor-
gesehenen Genehmigung, den Zeitpunkt der Er-
öffnung dieser Linien.

Artikel II.

a) Jeder vertragschließende Teil hat, vorbehalt-
lich der Bestimmungen des nachstehenden Ar-
tikels VII, der durch den anderen vertrag-
schließenden Teil namhaft gemachten Unterneh-
mung oder den durch den anderen vertrag-
schließenden Teil namhaft gemachten Unter-
nehmungen die erforderliche Betriebsgenehmi-
gung zu erteilen.

b) Vor Erteilung der Genehmigung zur Er-
öffnung der im Anhange festgelegten Linien
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können jedoch diese Unternehmungen zum
Nachweis verhalten werden, daß sie in der Lage
sind, jenen Erfordernissen zu entsprechen, welche
die von den die Betriebsgenehmigung erteilenden
Luftfahrtbehörden angewendeten Gesetze und
Vorschriften vorsehen.

Artikel III.

Die Tarife werden in angemessener Höhe
unter besonderer Berücksichtigung der Wirt-
schaftlichkeit des Betriebes, eines normalen Ge-
winnes und der Eigentümlichkeiten der Luft-
verkehrslinie, insbesondere der Geschwindigkeits-
und Bequemlichkeitsverhältnisse, festgesetzt.

Artikel IV.

a) Die vertragschließenden Teile kommen über-
ein, daß die für die Benützung der Flughäfen
und anderen Luftfahrteinrichtungen durch die
durch jede von ihnen namhaft gemachte Luft-
verkehrsunternehmung oder namhaft gemachten
Luftverkehrsunternehmungen festgesetzten Ge-
bühren nicht höher sein dürfen als jene, welche
für die Benützung dieser Flughäfen und Luft-
fahrteinrichtungen durch seine eigenen, gleich-
artigen internationalen Luftverkehrslinien die-
nenden Luftfahrzeuge entrichtet werden.

b) Die Brennstoffe, Schmierstoffe, Ersatzteile,
normale Ausrüstung und Bordvorräte, die von
einer durch einen vertragschließenden Teil nam-
haft gemachten Luftverkehrsunternehmung oder
auf Rechnung einer solchen Unternehmung in
das Gebiet des anderen vertragschließenden
Teiles eingeführt oder dortselbst an Bord des
Luftfahrzeuges genommen werden und aus-
schließlich für jene Luftfahrzeuge bestimmt sind,
welche von dieser Unternehmung für den Be-
trieb der im Anhange festgelegten Linien benützt
werden, genießen hinsichtlich Zollabgaben,
Untersuchungsgebühren oder anderer inländischer
Abgaben und Gebühren eine nicht minder gün-
stige Behandlung als jene, welche den inländi-
schen Unternehmungen oder den Unternehmun-
gen des meistbegünstigten Staates gewährt wird.

c) Jedes Luftfahrzeug, welches von einer durch
einen vertragschließenden Teil namhaft ge-
machten Unternehmung auf einer der im An-
hange festgelegten Luftverkehrslinien benützt
wird, sowie die bei der Ankunft dieser Luft-
fahrzeuge auf dem Gebiete des anderen vertrag-
schließenden Teiles oder bei ihrem Abflug an
Bord derselben verbleibenden Brennstoffe,
Schmierstoffe, Ersatzteile, normale Ausrüstung
und Bordvorräte sind von Zollabgaben, Unter-
suchungsgebühren oder anderen inländischen Ab-
gaben und Gebühren selbst dann befreit, wenn
die genannten Gegenstände von diesen oder auf
diesen Luftfahrzeugen bei Flügen über dem ge-
nannten Gebiete gebraucht oder verbraucht
werden.
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d) Die gemäß den obigen Bestimmungen be-
freiten Güter dürfen ohne Zustimmung der
Zollbehörden des anderen vertragschließenden
Teiles nicht ausgeladen werden. Falls sie nicht
gebraucht oder verbraucht werden können, sind
sie wieder auszuführen. Bis zur Wiederausfuhr
werden sie unter Aufsicht dieser Behörden ver-
wahrt, wobei sie jedoch zur Verfügung der Un-
ternehmungen bleiben.

Artikel V.

Die von einem vertragschließenden Teile aus-
gestellten oder anerkannten Lufttüchtigkeitszeug-
nisse, Befähigungszeugnisse und Erlaubnisscheine
werden von dem anderen vertragschließenden
Teile für den Betrieb der im Anhange fest-
gelegten Linien anerkannt. Jeder vertragschlie-
ßende Teil behält sich jedoch das Recht vor, zum
Überfliegen seines eigenen Gebietes den seinen
eigenen Staatsangehörigen von dem anderen ver-
tragschließenden Teile oder einem dritten Staate
ausgestellten Befähigungszeugnissen und Erlaub-
nisscheinen die Anerkennung zu versagen.

Artikel VI.

a) Die Gesetze und Vorschriften jedes vertrag-
schließenden Teiles, die den Eintritt der im in-
ternationalen Luftverkehr verwendeten Luft-
fahrzeuge in sein Gebiet, ihren Aufenthalt auf
demselben und ihren Austritt aus demselben oder
den Betrieb, die Führung und die Lenkung der
genannten Luftfahrzeuge während ihres Aufent-
haltes innerhalb seines Gebietes regeln, finden
auch auf Luftfahrzeuge einer vom anderen ver-
tragschließenden Teile namhaft gemachten Un-
ternehmung Anwendung.

b) Die Fluggäste, Besatzungen und Absender
von Waren sind verhalten, persönlich oder durch
Vermittlung eines in ihrem Namen und auf ihre
Rechnung handelnden Dritten die Gesetze und
Vorschriften zu beachten, welche auf dem Ge-
biete jedes der vertragschließenden Teile den
Einflug, Aufenthalt und Ausflug von auf dem
Luftwege beförderten Fluggästen, Besatzungen
und Waren regeln; ebenso jene, welche sich im
allgemeinen auf Einreise, Ausreise, Einwan-
derung, Paß-, Zoll- und Gesundheitswesen be-
ziehen.

Artikel VII.

Jeder vertragschließende Teil behält sich das
Recht vor, einer von dem anderen vertragschlie-
ßenden Teile namhaft gemachten Unternehmung
die Betriebsgenehmigung zu versagen oder eine
solche zurückzuziehen, wenn ihm nicht nachge-
wiesen wird, daß das überwiegende Eigentums-
recht und die tatsächliche Verfügungsgewalt an
dieser beziehungsweise über diese Unternehmung
dem anderen vertragschließenden Teile oder
Staatsangehörigen oder Körperschaften eines der
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vertragschließenden Teile zustehen, die Unter-
nehmung die in Artikel VI genannten Gesetze
und Vorschriften oder einen gemäß den Bestim-
mungen des Artikels VIII gefällten Schiedsspruch
nicht beachtet, den aus dem vorliegenden Ab-
kommen sich ergebenden Verpflichtungen nicht
nachkommt oder aufhört, jenen Voraussetzungen
zu entsprechen, unter welchen die Berechtigungen
gemäß den Bestimmungen des vorliegenden Ab-
kommens und seines Anhanges erteilt worden
sind.

Artikel VIII.

a) Die vertragschließenden Teile kommen
überein, jede Meinungsverschiedenheit hinsicht-
lich der Auslegung oder Anwendung des vor-
liegenden Abkommens oder seines Anhanges,
welche nicht auf dem Wege unmittelbarer Be-
ratungen zwischen den betreffenden Unterneh-
mungen, zwischen den Luftfahrtbehörden oder
endlich zwischen den beiden Regierungen be-
reinigt werden kann, der Schiedsgerichtsbarkeit
zu unterwerfen.

b) Diese Schiedsgerichtsbarkeit wird entspre-
chend den im XVIII. Kapitel des in Chicago am
7. Dezember 1944 unterzeichneten Abkommens
über die Internationale Zivilluftfahrt enthaltenen
Vorschriften ausgeübt.

c) Die vertragschließenden Teile können aber
auch im gegenseitigen Einverständnis die Mei-
nungsverschiedenheit dadurch regeln, daß sie sie
entweder vor ein von ihnen bestimmtes Schieds-
gericht oder vor jede andere von ihnen be-
stimmte Person oder Körperschaft bringen.

d) Die vertragschließenden Teile verpflichten
sich, dem ergangenen Spruche sich zu unter-
werfen.

Artikel IX.

Das vorliegende Abkommen und alle darauf
bezugnehmenden Verträge werden bei der durch
das Abkommen über die Internationale Zivil-
luftfahrt geschaffenen Internationalen Zivilluft-
fahrtorganisation registriert.

Artikel X.

a) Die Luftfahrtbehörden der vertragschlie-
ßenden Teile werden sich im Geiste enger Zu-
sammenarbeit von Zeit zu Zeit miteinander be-
raten, um sich der Anwendung der im vor-
liegenden Abkommen und in seinem Anhange
festgelegten Grundsätze und ihrer zufriedenstel-
lenden Verwirklichung zu vergewissern.

b) Das vorliegende Abkommen und sein An-
hang sind mit jedem Abkommen mehrseitigen
Charakters, welches etwa künftig die beiden ver-
tragschließenden Teile verpflichten wird, in Ein-
klang zu bringen.

c) Wünscht ein vertragschließender Teil die
Bestimmungen des vorliegenden Abkommens
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oder seines Anhanges abzuändern, so kann er
begehren, daß eine Beratung zwischen den Luft-
fahrtbehörden der vertragschließenden Teile
stattfindet; diese Beratung hat innerhalb eines
Zeitraumes von sechzig Tagen, gerechnet vom
Zeitpunkte der Stellung dieses Begehrens, zu be-
ginnen.

Der Anhang kann durch unmittelbare Ver-
einbarung der genannten Behörden abgeändert
werden.

d) Jeder vertragschließende Teil ist berechtigt,
dem anderen vertragschließenden Teile gegen-
über jederzeit das vorliegende Abkommen auf-
zukündigen. Diese Kündigung wird gleichzeitig
der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation zur
Kenntnis gebracht. Das vorliegende Abkommen
tritt zwölf Monate nach dem Zeitpunkte des
Empfanges der Kündigung durch den anderen
vertragschließenden Teil außer Kraft, sofern die
Kündigung nicht vor dem Ablauf dieser Frist
einverständlich widerrufen wird. Wird der Emp-
fang der Kündigung von dem vertragschließen-
den Teile, an den sie gerichtet worden ist, nicht
bestätigt, so wird angenommen, daß sie bei
diesem vertragschließenden Teile vierzehn Tage
nach ihrem Empfange durch die Internationale
Zivilluftfahrtorganisation eingelangt ist.

Artikel XI.

Bei Anwendung des vorliegenden Abkommens
und seines Anhanges, sofern sich aus dem Wort-
laute nichts anderes ergibt,

a) ist unter dem Ausdrucke „Luftfahrtbe-
hörde" zu verstehen
im Falle Österreichs:

das Bundesministerium für Verkehr und
verstaatlichte Betriebe, Amt für Zivilluft-
fahrt, oder jede Person oder Körperschaft,
die zur Ausübung der gegenwärtig dieser
Behörde zustehenden Funktionen berufen
ist;
im Falle Luxemburgs:

das „Ministère des Transports-Aéro-
nautique Civile" oder jede Person oder
Körperschaft, die zur Ausübung der gegen-
wärtig dieser Behörde zustehenden Funk-
tionen berufen ist;

b) bezeichnet der Ausdruck „namhaft gemachte
Unternehmung" eine von der Luftfahrt-
behörde eines der vertragschließenden
Teile auf schriftlichem Wege der Luftfahrt-
behörde des anderen vertragschließenden
Teiles als jene Unternehmung bekanntge-
gebene Luftverkehrsunternehmung, welche
der erstgenannte vertragschließende Teil
gemäß den Bestimmungen der Artikel I
und II des vorliegenden Abkommens für
die in der gleichen Bekanntgabe angeführ-
ten Luftverkehrslinien namhaft zu machen
beabsichtigt;
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c) entspricht der Ausdruck „Gebiet" der De-
finition des Artikels 2 des Abkommens
über die Internationale Zivilluftfahrt;

d) werden die Definitionen der Abschnitte a,
b und d des Artikels 96 des Abkommens
über die Internationale Zivilluftfahrt als
maßgeblich betrachtet.

Artikel XII.

Der Zeitpunkt des Inkraftretens des vorlie-
genden Abkommens und seines Anhanges wird
auf diplomatischem Wege durch Notenaustausch
festgesetzt.

Gegeben zu Wien, am 13. Oktober 1952, in
doppelter Ausfertigung in deutscher und franzö-
sischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Für die österreichische Bundesregierung:

G r u b e r

Für die Regierung
des Großherzogtums Luxemburg:

B o d s o n

Anhang.

A.

Die von jedem der vertragschließenden Teile
namhaft gemachten Unternehmungen genießen
auf dem Gebiete des anderen vertragschließenden
Teiles das Recht zu nichtkommerziellen Lan-
dungen; auch steht ihnen die Benützung der für
den internationalen Verkehr vorgesehenen Flug-
häfen und anderen Luftfahrteinrichtungen offen.
Jede von ihnen genießt ferner auf dem Gebiete
des anderen vertragschließenden Teiles das Recht,
gemäß den Bestimmungen dieses Abkommens
und unter Ausschluß jeder auf diesem Gebiete
stattfindenden Kabotage im internationalen Ver-
kehr Fluggäste, Post und Waren aufzunehmen
und abzusetzen.

B.

Die von jedem der vertragschließenden Teile
namhaft gemachten Unternehmungen genießen
eine gerechte und gleichartige Behandlung, sodaß
ihnen für den Betrieb der vereinbarten Linien
gemäß den in diesem Abkommen und dem vor-
liegenden Anhange festgelegten Bedingungen
gleiche Möglichkeiten offenstehen.

C.
a) Das von jeder der namhaft gemachten

Unternehmungen zur Verfügung gestellte Beför-
derungsangebot richtet sich nach der Verkehrs-
nachfrage.
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b) Die namhaft gemachten Unternehmungen
berücksichtigen auf den gemeinsam betriebenen
Flugstrecken ihre wechselseitigen Interessen, um
nicht in ungebührlicher Weise ihre beiderseitigen
Luftverkehrslinien zu beeinträchtigen.

c) Die Hauptaufgabe der im vorliegenden An-
hange festgelegten Luftverkehrslinien besteht in
der Bereitstellung eines Beförderungsangebotes,
welches der Verkehrsnachfrage zwischen dem
Staate, dem die betreffende namhaft gemachte
Unternehmung angehört, und dem Bestimmungs-
lande entspricht.

d) Das Recht, auf dem Gebiete eines vertrag-
schließenden Teiles an den im vorliegenden An-
hange festgelegten Punkten internationalen Ver-
kehr aufzunehmen oder abzusetzen, der nach
dritten Staaten geht oder aus solchen kommt,
wird gemäß den von den vertragschließenden
Teilen anerkannten allgemeinen Grundsätzen
einer geordneten Entwicklung und unter der-
artigen Bedingungen ausgeübt, daß das Beför-
derungsangebot in Einklang steht

1. mit der Verkehrsnachfrage zwischen dem Her-
kunftslande und den Bestimmungsländern;

2. mit den Erfordernissen eines wirtschaftlichen
Betriebes der im vorliegenden Anhange fest-
gelegten Luftverkehrslinien;

3. mit der in den durchquerten Gebieten beste-
henden Verkehrsnachfrage unter Berücksichti-
gung der örtlichen und regionalen Linien.

D.

a) Flugwege, welche von den österreichischen
Luftverkehrsunternehmungen beflogen werden
können:

Österreich, gegebenenfalls über Zwischen-
punkte nach Luxemburg, gegebenenfalls dar-
über hinaus, in beiden Richtungen.

b) Flugwege, welche von den luxemburgischen
Luftverkehrsunternehmungen beflogen werden
können:

Luxemburg, gegebenenfalls über Zwischen-
punkte, nach Österreich, gegebenenfalls dar-
über hinaus, in beiden Richtungen.

wurde durch Notenwechsel vom 20. August 1953
1. September 1953 in Kraft gesetzt.

Raab


